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Beschluß 
des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung 
beraten und beschlossen: 

Gesetzentwurf der Staatsregierung 

Drs. 14/146, 14/586 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Katastrophen-
schutzgesetzes und anderer sicherheitsrechtlicher Vor-
schriften 

§ 1 

Das Bayerische Katastrophenschutzgesetz vom 24. Juli 
1996 (GVBl S. 282, BayRS 215-4-1-I) wird wie folgt geän-
dert: 

1. Der Gesetzesüberschrift wird die Abkürzung 
"(BayKSG)" angefügt. 

2. In die Inhaltsübersicht wird folgendes eingefügt. 

a) “Art. 3a   Externe Notfallpläne" 

b) “Art. 7a   Rechtsverhältnisse der Helfer" 

3. In Art. 1 Abs. 2 werden nach dem Wort "Menschen" 
die Worte "oder die natürlichen Lebensgrundlagen" 
eingefügt. 

4. Es wird folgender Art. 3a eingefügt: 

"Art. 3a 
Externe Notfallpläne 

(1) 1Die Kreisverwaltungsbehörde hat Alarm- und Ein-
satzpläne (Art. 3 Abs. 1 Nr. 1) als externe Notfallpläne 
für solche Betriebe zu erstellen, für die gemäß Art. 9 in 
Verbindung mit Art. 2 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 und 
Satz 2 sowie Art. 4 der Richtlinie 96/82/EG des Rates 
vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren 
bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stoffen (ABl. 
EG 1997 Nr. L 10/13 ff.) vom Betreiber ein Sicher-

heitsbericht zu erstellen ist. 2Der Betreiber hat der 
Kreisverwaltungsbehörde den Sicherheitsbericht, die 
internen Notfallpläne sowie weitere für die Erstellung 
externer Notfallpläne erforderliche Informationen vor 
Inbetriebnahme zur Verfügung zu stellen. 3Die Kreis-
verwaltungsbehörde kann auf Grund der Informationen 
in dem Sicherheitsbericht entscheiden, daß sich die Er-
stellung eines externen Notfallplans erübrigt; die Ent-
scheidung ist zu begründen. 

(2) Der externe Notfallplan wird erstellt, um 

1. Schadensfälle einzudämmen und unter Kontrolle 
zu bringen, so daß die Folgen möglichst gering ge-
halten und Schäden für Mensch, natürliche Lebens-
grundlagen und Sachen begrenzt werden können; 

2. Maßnahmen zum Schutz von Menschen und den 
natürlichen Lebensgrundlagen vor den Folgen 
schwerer Unfälle einzuleiten;  

3. notwendige Informationen an die Öffentlichkeit so-
wie betroffene Behörden oder Dienststellen in dem 
betreffenden Gebiet weiterzugeben; 

4. Aufräumarbeiten und Maßnahmen zur Wiederher-
stellung der natürlichen Lebensgrundlagen nach ei-
nem schweren Unfall einzuleiten. 

(3)  Der externe Notfallplan muß Angaben enthalen 
über: 

1. Namen oder Stellung der Personen, die zur Einlei-
tung von Sofortmaßnahmen sowie zur Durchfüh-
rung und Koordinierung von Maßnahmen außer-
halb des Betriebsgeländes ermächtigt sind; 

2. Vorkehrungen zur Entgegennahme von Frühwar-
nungen sowie zur Alarmauslösung und zur Be-
nachrichtigung der Einsatzkräfte; 

3. Vorkehrungen zur Koordinierung der zur Umset-
zung des externen Notfallplans notwendigen Ein-
satzmittel; 

4. Vorkehrungen zur Unterstützung von Abhilfemaß-
nahmen auf dem Betriebsgelände; 

5. Vorkehrungen für Abhilfemaßnahmen außerhalb 
des Betriebsgeländes; 

6. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Öffentlichkeit 
über den Unfall sowie über das richtige Verhalten; 
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7. Vorkehrungen zur Unterrichtung der Einsatzkräfte 
anderer Mitgliedsstaaten der Europäischen Ge-
meinschaften im Fall eines schweren Unfalls mit 
möglichen grenzüberschreitenden Folgen. 

(4) 1Der Entwurf des externen Notfallplans ist zur An-
hörung der Öffentlichkeit auf die Dauer eines Monats 
bei der Kreisverwaltungsbehörde öffentlich auszulegen. 
2Ort und Dauer der Auslegung sind mindestens eine 
Woche vorher öffentlich mit dem Hinweis bekanntzu-
machen, daß während der Auslegungszeit Anregungen 
vorgebracht werden können. 3§ 3 Abs. 2 Sätze 4 und 5 
und Absatz 3 des Baugesetzbuchs gelten entsprechend. 
4Die Auslegung erfolgt mit den Funktionsbezeichnun-
gen der erfaßten Personen; sonstige personenbezogene 
Daten wie Namen und private Telefonnummern sind 
unkenntlich zu machen. 5Auf Antrag des Betreibers, 
dem der Entwurf des externen Notfallplans mindestens 
eine Woche vor der Bekanntgabe nach Satz 2 zu über-
mitteln ist, sind bisher unveröffentlichte Angaben über 
den Betrieb unkenntlich zu machen, soweit das Interes-
se des Betreibers daran das Interesse der Öffentlichkeit 
an der Offenbarung überwiegt. 

(5) Die Kreisverwaltungsbehörden wenden den exter-
nen Notfallplan unverzüglich an, wenn es zu einem 
schweren Unfall (Art. 3 Nr. 5 der Richtlinie 96/82/EG 
des Rates vom 9. Dezember 1996) kommt oder ein sol-
cher zu erwarten ist. 

(6) 1Könnte ein anderer Mitgliedsstaat der Europäi-
schen Gemeinschaft von den grenzüberschreitenden 
Wirkungen eines Betriebs im Sinn von Absatz 1 Satz 1 
betroffen werden, macht die Kreisverwaltungsbehörde 
den von dem Mitgliedsstaat benannten Behörden aus-
reichende Informationen zugänglich, damit sie gegebe-
nenfalls die Bestimmungen der Art. 11 bis 13 der 
Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 1996 
anwenden können. 2Bei einem nahe am Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Ge-
meinschaft gelegenen Betrieb unterrichtet die Kreisver-
waltungsbehörde die von dem Mitgliedsstaat benannten 
Behörden über Entscheidungen gemäß Absatz 1 Satz 3. 
3Wenn der andere Mitgliedstaat die zu beteiligenden 
Behörden nicht benannt hat, ist jeweils die oberste für 
Katastrophenschutz zuständige Behörde des anderen 
Mitgliedsstaats zu unterrichten. 

(7) Die externen Notfallpläne sind in angemessenen 
Abständen von höchstens drei Jahren durch die Kreis-
verwaltungsbehörde unter Beteiligung des Betreibers 
zu überprüfen, zu erproben und unter Berücksichtigung 
von Veränderungen und neuen Erkenntnissen fortzu-
schreiben." 

5. Es wird folgender Art. 7a eingefügt: 

"Art. 7a 
Rechtsverhältnisse der Helfer 

Rechte und Pflichten der nach diesem Gesetz mitwir-
kenden Helfer richten sich nach den Vorschriften der 
Organisationen, denen sie angehören, soweit nichts an-
deres durch Gesetz geregelt ist." 

6. In Art. 8 Abs. 2 werden nach dem Wort "Menschen" 
die Worte"oder die natürlichen Lebensgrundlagen" ein-
gefügt. 

7. Dem Art. 19 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

"(4) Bei bestehenden Betrieben im Sinn des Art. 3 a 
Abs. 1 Satz 1, die bisher unter die Richtlinie 
82/501/EWG des Rates vom 24. Juni 1982 fallen, hat 
der Betreiber die Informationen gemäß Art. 3 a Abs. 1 
Satz 2 bis spätestens 3. Februar 2001, bei sonstigen be-
stehenden Betrieben bis spätestens 3. Februar 2002 zur 
Verfügung zu stellen." 

 

§ 2 

Das Gesetz über das Landesstrafrecht und das Verord-
nungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und 
Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz - LStVG) 
(BayRS 2011-2-I), zuletzt geändert durch § 6 des Gesetzes 
vom 26. Juli 1997 (GVBl S. 323), wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 11 Abs. 1 Satz 1 wird "Art. 49" durch "Art. 70" 
ersetzt. 

2. In Art. 12 Abs. 1 und 2 sowie in Art. 15 Abs. 1 Satz 1 
werden jeweils die Worte "Staatsministerium des In-
nern" durch die Worte "Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit" 
ersetzt. 

3. In Art. 29 Abs.  1 Satz 3 wird "Art. 92" durch "Art. 85" 
ersetzt. 

4. In Art. 38 Abs. 1 Nr. 1 wird das Komma nach dem 
Wort "Mängel"”durch einen Strichpunkt ersetzt und 
folgender Halbsatz angefügt:  

"dabei kann bestimmt werden, daß die zuständige Be-
hörde die Durchführung der Feuerbeschau auf Betriebe 
oder sonstige Einrichtungen, für die nach Art. 15 des 
Bayerischen Feuerwehrgesetzes Werkfeuerwehren be-
stehen, auf deren Kosten übertragen kann," 

5. In Art. 50 Abs. 1 Satz 3 wird "Abs. 3" durch "Abs. 4" 
ersetzt. 

6. In Art. 60 Abs. 2 Nr. 4 wird das Wort "Naturschutzge-
setz das Wort "Naturschutzrecht" ersetzt. 
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§ 3 

Art. 8 des Gesetzes über Zuständigkeiten im Verkehrswe-
sen (ZustGVerk) vom 28. Juni 1990 (GVBl S. 220, BayRS 
9210-1-W), zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Juli 
1996 (GVBl. S. 295), erhält folgende Fassung: 

 

"Art. 8 
Zulassung von Personen zum öffentlichen Straßenverkehr, 
Verkehrszentralregister, Fahrlehrerwesen und Straßenver-

kehrs-Zulassung-Ordnung 

(1) Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung die für den Vollzug der Vorschrif-
ten über die Zulassung von Personen zum öffentlichen Stra-
ßenverkehr, über das Verkehrszentralregister und über das 
Fahrlehrerwesen zuständigen Stellen zu bestimmen, soweit 
Bundesrecht nichts anderes vorschreibt. 

 

 
(2) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie wird ermächtigt, die für den Vollzug der Vor-
schriften der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung zustän-
digen Behörden durch Rechtsverordnung zu bestimmen, so-
weit Bundesrecht nichts anderes vorschreibt." 

§ 4 
1§ 1 und 2 dieses Gesetzes treten am 1. Mai 1999 in Kraft. 
2§ 3 dieses Gesetzes tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 
1998 in Kraft. 
 

 

Der Präsident: 

Böhm 
 


